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111 d,'111 I)isziplinarverfahren gegen Hans Peter wird zur Anschuldigungsschrift und zum
N,t( hll ,1).; 'tur Anschuldigungsschrift wie folgt Stellung genommen:
I\llsg.llIgspunkt der Anschuldigungsschrift und des Nachtrages zur Anschuldigungs­
s, 111 dI iSI die Annahme des Bundesdisziplinaranwaltes, daß ein im übrigen pflichttreuer
Ik.II1II'·1 ~ein . dienstlichen Pflichten durch die Mitgliedschaft in der DKP und durch Ak­
IIVi!.II'·1I für diese Partei verletzt. Der Beamte soll dann die sich angeblich aus Art. 33
1\1". 'i ce ergebende politische Treuepflicht verletzt haben.

I Ih·'teilhnenderweise wird zur Belegung dieser Behauptung der Beschluß des Bundes­
Vl'1 t."~lln[.\sgerichts vom 22. 5. 1975 nicht herangezogen. Er deckt nämlich die Auffas­
'011111\ des BlIndesdisziplinaranwalts nicht ab:
1\ 1I,·j 11 dUI'eh die Mitgliedschaft in einer politischen Partei, die vom Bundesverfassungsge­
1 11 hl nieht für verfassungswidrig erklärt worden ist, verletzt der Beamte seine Treue­
p/li, 111 l1ie lind begeht deshalb kein Dienstvergehen (vgI. Sondervotum Rupp, NJW 75,
.., I(,')Q linke Spalte und Beschluß des Bundesverfassungsgerichts in NJW 75, S.1643
lil1kl' Sp,llte).

.I. W,·iler ist von vornherein den Behörden und den Gerichten mit Ausnahme des Bun­
dl'wt"r.lsslingsgerichts das Recht abzusprechen, die Ziele einer Partei rechtlich zu prüfen
IIlId 1,1I hewerten. Dies ist nach dem Grundgesetz ausschließlich in die Kompetenz des
IllIndt'sverrassungsgerichts gegeben. In Art. 21 Abs. 2 GG heißt es:

.. \',11 ll'l I' 11 , die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die frei­
I,ri,lil'h dl'll1okratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der
IIlInd '," l'publik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig. über die Frage der Verfas­
'1I1ll1,widril'kcit entscheidet das Bundesverfassungsgericht.«

I),IS C rllndgesetz betrachtet die Parteien als wesentliche Träger der demokratischen Wil­
1"II,hildung des Volkes. Es schützt oppositionelle Parteien und damit das Demokratie­
pi ill/.ip g 'gen Angriffe der Regierungsparteien insbesondere durch die zitierte Kompe­
Il'm,ZLI weisung an das Bundesverfassungsgericht. Auch das Bundesverfassungsgericht ist
.111 dit' Verfassung gebunden und könnte nicht etwa auf die Kompetenzzuweisung ver­
IItlU 'n oder diese Kompetenz delegieren.
Inl Bl'mühen, diese klare Bestimmung der Verfassung zu umgehen, beruft man sich im­
I1H'I wieder darauf, ein Verbotsantrag beim Bundesverfassungsgericht sei eine Entschei­
.11111[.\ der politischen Zweckmäßigkeit, könne also aus politischer Opportunität unter­
hlt-ihen. Deswegen sei es auch gerechtfertigt, gegebenenfalls von nicht verbotenen, aber
V,'I bssungswidrigen Parteien zu sprechen. Solche "verfassungsfeindlichen« Parteien
1111i,sl' man al solche bezeichnen und ihre Mitglieder aus dem öffentlichen Dienst her-
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aushalten können. Zweifellos hat die Regierung einen bestimmten Ermessensspielraum
bei der Entscheidung, ob sie einen Verbotsantrag stellen will oder nicht. Die Verfassung
selbst überläßt es sogar dem Gesetzgeber oder der Regierung, ob mit der Feststellung der
Verfassungswidrigkeit ein Verbot zu verbinden ist oder nicht. Die tatsächliche Behand­
lung einer Partei als verfassungswidrig aber setzt rechtlich die entsprechende Feststellung
des Bundesverfassungsgerichts voraus, gleich ob ein Verbot besteht oder nicht. Insoweit
gibt die Verfassung keiner Zweckmäßigkeitserwägung Raum. Mit der Beurteilung der
Zielsetzung der DKP verstoßen also Gerichte und Behörden gegen die verfassungsrecht­
liche Kompetenzzuweisung an das Bundesverfassungsgericht und damit gegen das De­
mokratieprinzip.
Zwangsläufig führt die Verletzung des Parteienprivilegs auch zum Verstoß gegen andere
Verfassungsprinzipien. Der gegenwärtige Zustand, daß die Bundesregierung, Landesre­
gierungen, Regierungspräsidenten, Oberpostdirektionen usw. mit unterschiedlichen
Begründungen die DKP als verfassungswidrig und nicht verbotene Partei behandeln, ver­
letzt insbesondere auch das Rechtsstaatsprinzip. Es werden Ziele einer Partei beurteilt,
ohne daß die betroffene Partei die Möglichkeit gehabt hätte, sich zu wehren. Das rechtli­
che Gehör und ein ordentliches Verfahren werden verweigert. Das Mitglied einer Partei,
welches wegen der Mitgliedschaft mit einem Disziplinarverfahren überzogen wird, ist
nicht legitimiert, die betroffene Partei rechtlich zu vertreten. Das betroffene Mitglied ist
auch faktisch nicht in der Lage, das erforderliche Beweisangebot zu erbringen und eine
Prüfung zu veranlassen, die eine solche Bezeichnung verdienen würde. Die Zielsetzun­
gen von Parteien umfassen heute Probleme aller Bereiche des gesellschaftlichen Lebens
und sind nur aufgrund umfangreicher wissenschaftlicher Untersuchungen überhaupt ei­
ner Beurteilung zugängig. Die Praxis der Gerichte verletzt somit die elementarsten Ga­
rantien eines rechtsstaatlichen Verfahrens .

4. Die Gerichte stellen weiterhin eine "Verfassungsfeindlichkeit« der DKP fest. Ein ge­
setzlicher Tatbestand "Verfassungsfeindschaft« existiert jedoch nicht, nicht in der Ver­
fassung und nicht in einem einfachen Gesetz. Die »Verfassungsfeindschaft« ist ein Be­
griff, den die Bundesregierung in der politischen Auseinandersetzung geprägt hat, um
eben den von ihr behaupteten Zustand einer zwar verfassungswidrigen, aber nicht verbo­
tenen Partei zu kennzeichnen. Dennoch subsumieren die Gerichte, deren Entscheidun­
gen Herrn Peter vorgehalten wurden, die Zielsetzung der DKP unter diesem Begriff, als
ob er ein gesetzlicher Tatbestand wäre. Sie judizieren damit ohne gesetzliche Grundlage.
Auch das Bundesverfassungsgericht verwendet diesen Begriff, aber eben nicht als einen
Gesetzestatbestand, unter dem mit Rechtsfolgen subsumiert werden könnte. Weder die
Bundesregierung noch das Bundesverfassungsgericht können an Stelle des Gesetzgebers
Gesetzestatbestände setzen. Die Verletzung des Prinzips der Gewaltenteilung ist offen­
sichtlich.

5. Die Behörden und die Gerichte möchten ihr Vorgehen mit der Entscheidung des Bun­
desverfassungsgerichts vom 22.5. 1975, NJW 1975, S. 1641 ff" rechtfertigen, wo in den
Gründen ausgeführt ist:

»Ein Teil des Verhaltens, daß für die Beurteilung der Persönlichkeit eines Beamtenbewerbers erheb­
lich sein kann, kann auch der Beitritt oder die Zugehörigkeit zu einer politischen Partei sein, die ver-
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f.1ssun~sfemdliehe Zide vel folgt - unabhängig davon, ob ihre VcrLt"ulll-\'Wl(lllgkt'lI dIll' h 11,"'.1
des Bundesvetfa"unl-\s!;eriehts festgestellt ist oder nicht.«

Die e beiläufige Bemerkung des Bundesverfassungsgerichts, der keinerlei BlllllllllhSWIl
kung zukommt, wird nicht nur zu einem Gesetzestatbestand aufgeblasen, s(llldt'lll ,lUch
völlig aus dem Zusammenhang gerissen. In seiner Entscheidung vom 31. 3. I% I h,lt J"s
Bundesverfassungsgericht als tragenden Grund und damit verbindlichen IcSlhCSlt'11t
(BVerfGE Bd. 12, 296ff.):

»Das in erster Linie die Parteiorganisation schützende Privileg des Art. 21 Abs. 2 GG erstreckt sich
auch auf die mit allgemein erlaubten Mitteln arbeitende parteioffizielle Tätigkeit der Funktionäre
und Anhänger einer Partei. Ihre Tätigkeit ist durch das Parteienprivileg auch dann geschützt. we~n
ihre Partei durch eine spätere Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts für verfassungswldng
erklärr wird.«
»Die Rechtsordnung kann nicht ohne Verstoß gegen den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit die ver­
fassungsrechtlich eingeräumte Freiheit, eine Partei zu gründen und für sie im Verfassungsleben zu
wirken, nachträglich als rechtswidrig behandeln.«
-Die Anhänger und Funktionäre einer solchen Partei handeln, wenn sie die Ziele ihrer Parrei pro~a­
gieren und fördern, sich an Wahlen beteiligen, im Wahlkampf aktiv werden, Spenden sammeln. I~
Parteiapparat tätig sind oder gar als Abgeordnete sich um ihren Wahlkreis bemühen, Im Rahmen eI­
ner verfassungsmäßig verbürgten Toleranz. Das Grundgesetz nimmt die Gefahr•.di: in der Grün­
dung oder Tätigkeit einer olchen Partei bis zur Feststellung ihrer Verfassungswldngkelt besteht,
um der politischen Freiheit Willen in Kauf.«

Die neuerliche Bemerkung des Bundesverfassungsgerichts kann also nur dahin verst~~­

den werden. daß sich ein Beamter nicht auf den verfassungsrechtlichen Schutz der Betatl­
gung für eine Partei berufen kann. wenn sich sein persönliches Verhalten gegen die Ver­
fassung richtet. Er kann ein solches Verhalten nicht mit dem Argument einer Prüfung und
Bewertung entziehen, daß er für eine Partei gehandelt habe. Irgendein persönliches Ver­
halten, welches gegen die Verfassung gerichtet wäre, konnte Herrn Peter nicht vorgehal­

ten werden.

6. Das Bundesdisziplinargericht hat in seinem Aussetzungsbeschluß vom 5. 3. 1979 zu

Recht festgestellt:

»Ob das Gericht derarrige Feststellungen gemäß § 18 Abs. 2 BDO übernehmen kann •. ersche~nt
zweifelhaft, zumal es sich bei der Bejahung der Verfassungsfeindlichkeit einer Partei möghcherwelse
nur um Folgerungen aus anderen feststellungsbedürftigen Tatsachen handelt.«

Darüber hinaus ist das Bundesdisziplinargericht nach dem oben ausgeführten in keiner
Weise berechtigt, Feststellungen zur Verfassungsfeindlichkeit einer politischen Partei zu

treffen.
Die ganze Problematik der grundgesetzwidrigen Zuweisung der Prüfungskompetenz an
Behörden ist im anhängigen Verfahren überdeutlich geworden. Tatsachen, aus denen
eventuell auf die Verfassungsfeindlichkeit der DKP geschlossen werden könnte, wurden
bisher nicht ermittelt und festgestellt. Auch der Nachtrag zur Anschuldigungsschrift
schweigt sich darüber aus. Die Ermittlungen erschöpften sich lediglich in der Feststellung
der Begriffe »revolutionär«, »politische Macht der Arbeiterklasse«, "Lehren von Marx,
Engels und Lenin« und »Beispiel DDR« im Programm der DKP, in Thesen des Düssel-
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dorfer Parteitages und der Grundsatzerklärung. Aus der Verwendung dieser Begriffe die
Verfassungsfeindlichkeit einer Partei ableiten zu wollen verwundert' im anhängigen Ver­
fahren wohl nicht, wirft aber ein bezeichnendes Licht auf das Verfassungsverständnis der
betreibenden Behörde. Eine ernsthafte, wissenschaftlichen Grundsätzen entsprechende
Untersuchung der Ziele einer Partei ist wohl nicht mehr notwendig. Wie leichtfertig mit
Verfassungsgrundsätzen umgegangen wird, ergibt sich aus folgendem Zitat aus einem
Schreiben des Bundesministers Kurt Gscheidle an den Kreisgeschäftsführer des SPD­
Kreisverbandes Stuttgart vom 21. 6.1979 (Das Schreiben liegt zur Kenntnisnahme bei):

»An dieser Stelle möchte ich darauf hinweisen. daß für Parteien mit verfassungsfeindlicher Zielset­
zung nach ausdrücklicher Feststellung des Bundesverfassungsgerichts das Parteienprivileg nach
Art. 21 GG ohnehin nicht gilt.«

Es tritt in der Folge genau das ein, wovor Verfassungsrichter Rupp gewarnt hat. Die
Bundesregierung oder sonst eine nachgeordnete Behörde (z. B. der Verfassungsschutz)
erklären eine Partei für verfassungsfeindlich, und damit hat sich ein grundlegendes Prin­
zip unserer Verfassung, nämlich das Parteienprivileg, von selbst erledigt.

7. Der Beamte soll gegen eine sich aus Art. 33 Abs. 5 ergebende besondere politische
Treuepflicht verstoßen haben. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluß
vom 22. 5. 1975 versucht, eine besondere politische Treuepflicht aus den Ideen des Be­
rufsbeamtenturns abzuleiten.
Dieser Ansatzpunkt ist aus mehreren Gründen auf scharfe Kritik gestoßen. Namentlich
Josef Esser hat in seinen »Bemerkungen zur Unentbehrlichkeit des juristischen Hand­
werkszeuges« OZ 1975, S. 555ff.) diese methodische Ableitung scharf kritisiert.
Die in Lehre und Rechtsprechung zu Art. 33 Abs. 5 GG überwiegende Position findet ih­
ren Anknüpfungspunkt nicht bei Normen der Weimarer Reichsverfassung, sondern bei
dem von der Weimarer Rechtsprechung und Staatsrechtslehre entwickelten Rechtsstand­
punkt, der auf einer einschränkenden Auslegung der Weimarer Reichsverfassung und der
in ihr enthaltenen Grundrechte beruht. So erwähnt das Bundesverfassungsgericht in der
genannten Entscheidung zwar nicht die Normen des Artikels 130 Abs. 2 WRV, zitiert
aber ausführlich die Rechtsprechung des PrOVG.
Verkannt wurde. daß die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtenturns durch die
einschlägigen Bestimmungen des Grundgesetzes modifiziert werden: Soweit diese ihm
entgegen stehen. gelten die »Grundsätze« unter dem Grundgesetz nicht fort. Die
Grundrechte des Grundgesetzes sind als allgemeine Menschen- (»jeder«) oder als Bürger­
rechte (»jeder Deutsche«) ausgestaltet. Jede Einschränkung grundrechtlicher Positionen
zu Lasten des Beamten bedarf der besonderen Rechtfertigung.
Auszugehen ist von der »DoppelsteIlung« der Beamten: Zum einen verwalten sie als
Staatsbedienstete ein »Amt« in Ausführung der Gesetze und sind an die Weisungen ihrer
Dienstvorgesetzten gebunden, zum anderen treten sie ihrem Dienstgeber als Staatsbürger
mit eigenen Interessen und ausgestattet mit eigenen Rechten gegenüber. Aus seiner kon­
kreten Tätigkeit entsprechend seiner AmtswaltersteIlung resultiert nun in der Tat die
sachliche Notwendigkeit von Grundrechtsbeschränkungen. So darf der Beamte nicht
etwa unter Berufung auf die Meinungsfreiheit dem Bürger eine falsche dienstliche Aus­
kunft erteilen oder unter Hinweis auf das Recht zur freien Entfaltung seiner Persönlich-
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keit bei seinen Amtshandlungen den vom Gesetzgeber gesteckten Rahmen überschreiten.
Dem stünde bereits die Gesetzesbindung der vollziehenden Gewalt, Art. 20 Abs. 3 GG,
entgegen.
Nur die - ihrerseits vom Grundgesetz her bestimmten - konkreten Erfordernis c des
Dienstverhältnisses vermögen aber grundrechtseinschränkend zu wirken, dies freilich
auch nur auf einer den Anforderungen des Art. 19 GG entsprechenden gesetzlichen
Grundlage.
Als Staatsbürger steht dem Beamten insbesondere auch das Recht der politischen Betäti­
gung zu; wie Ule (Ule, Grundrechte, IV, 652) zu Recht feststellt, ist jede »Beschränkung
der politischen Tätigkeit des Beamten, die nicht durch das Grundgesetz selbst gerechtfer­
tigt wird, unzulässig.«
Die These des Bundesverfassungsgerichts, wonach Verfassungstreue die Bejahung der
geltenden verfassungsrechtlichen Ordnung, »So wie sie in Kraft steht«, bedeutet, bedarf
der Differenzierung. In seiner amtlichen Tätigkeit ist der Beamte gehalten, die Gesetze in
ihrer jeweils geltenden Fassung zu vollziehen und dabei die Verfassung, »so wie sie in
Kraft steht«, zu beachten. In Wahrnehmung seiner staatsbürgerlichen Rechte bleibt es
ihm indes unbenommen, für Verfassungsänderungen einzutreten, die freilich nicht den in
Art. 79 Abs. 3 GG geschützten Kernbestand, der die freiheitlich-demokratische Grund­
ordnung im Sinne des Grundgesetzes ausmacht, berühren dürfen.
Wenn man sich die abzulehnende Sicht des Bundesverfassungsgerichts vom Verhältnis
Staat und Verfassung zu eigen macht, wird der Rahmen der von der Verfassung offenge­
haltenen gesellschaftlichen Konzeption verengt auf solche Zielsetzungen, die sich inner­
halb der konkreten "Ordnung dieses Staates« bewegen. Die Identifikation der Verfas­
sungsordnung mit einer ihrer möglichen Konkretisierungen, dem realen gesellschaftli­
chen Gefüge der Bundesrepublik Deutschland, bewirkt die Abschneidung alternativer
Konkretisierungsmöglichkeiten. Die Möglichkeit eines Widerspruchs zwischen staatli­
cher Praxis und Verfassungsordnung gilt dem Bundesverfassungsgericht offenbar als Ab­
surdität.
»Staats- und Verfassungstreue« fordern nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts
»vom Beamten insbesondere, daß er sich eindeutig von Gruppen und Bestrebungen di­
stanziert, die diesen Staat, seine verfassungsmäßigen Organe und die geltende Verfas­
sungsordnung angreifen, bekämpfen und diffamieren«.
Angesichts der Vielzahl der hier miteinander verknüpften und verwobenen Kategorien
fällt es schwer, die einzelnen Aussagen voneinander zu sondern und ihren je unterschied­
lichen Gehalt zu beurteilen. Eine Diffamierung der Verfassungsordnung dürfte in der Tat
schwerlich mit der Verfassungstreuepflicht zu vereinbaren sein, das Verbot, »verfas­
sungsmäßige Organe« »anzugreifen«, begegnet jedoch erheblichen Bedenken. Zu den
verfassungsmäßigen Organen ist auch die Regierung zu rechnen; diese »anzugreifen« ge­
hört indes zu den wesentlichen Funktionen der Oppositionen im parlamentarischen Sy­
stem. Vermittels der Formel des Bundesverfassungsgerichts wird es also letztlich in das
Belieben der Exekutive gestellt, welche Art von Opposition sie tolerieren will und welche
nicht, wie Abendroth bemerkt. Diese Ausdeutung der Treuepflicht eröffnet, konsequent
weitergeführt, der Exekutive eine Möglichkeit, unter Berufung auf die Pflicht zur
»Staatstreue« den öffentlichen Dienst weitgehend gegen den Einfluß politisch mißliebiger
Kräfte abzuschirmen. Das Berufsbeamtentum wird zur Exklave von der demokratischen
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Willensbildung, abgeschnürt von der Partizipation der Parteien, Gewerkschaften und
anderer Kräfte am politischen Prozeß im demokratisch verfaßten Staat. Den konkreten
Emanationen der Volkssouveränität wird der Zutritt zum Sektor des öffentlichen Dien­
stes versperrt, ein von demokratischer Kontrolle und Rückbindung »befreiter« staatli­
cher Bereich konstituiert sich.
Das in seinen gesellschaftlichen Dimensionen und Folgen beschriebene Postulat einer
»Staatstreue« würde allerdings die Grundrechte nicht nur als Gewährleistung der Teil­
nahme der unterschiedlichen gesellschaftlichen Kräfte am demokratischen politischen
Prozeß, son~ern auch als Schutzpositionen und Freiheitsverbürgungen zugunsten des
Beamten, weitgehend zur Bedeutungslosigkeit verurteilen. Insbesondere aber die Diffe­
renzierungsverbote des Art. 33 Abs. 2 und 3 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 3 GG, ge­
s~haffen als Absage an die Diskriminierung und Verfolgungspraxis im NS-Staat, sollen
eme Offenheit des Staatsdienstes gegenüber allen politischen Strömungen in der Gesell­
schaft (fn:ilich mit Ausnahme faschistischer) gewährleisten, wie Battis richtig feststellt
(vgl. Batus JZ 72, 384 [387]) im »gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte« nach
Art. 33 Abs. 2 GG manifestiert sich für diesen Bereich die Grundentscheidung des
Grundgesetzes für die Demokratie, der öffentliche Dienst sollte keine vom demokrati­
schen Prozeß unberührte Eigenexistenz führen und sich gegenüber bestimmten an die­
sem Prozeß teilhabenden politischen Kräften abkapseln dürfen.
Dem Beamten in seiner Stellung als Staatsbürger können daher auch nicht die Grund­
rechte der politischen Betätigungsfreiheit aberkannt werden. Eine Pflicht zur »Staats­
treue~ indes könnte in der Hand der Exekutive als Vehikel eingesetzt werden, den grund­
rechtlich geschützten Entfaltungsfreiraum auf regierungskonforme Ansichten bzw. Be­
tätigunge~ ~u ver~ngen. P~litische Aktivität des Beamten im Rahmen einer oppositionel­
len Partei lIeße Sich auf dIese Weise völlig unterbinden. Eine solche »Zuteilung« von
Grundrechten nach exekutivischem Ermessen kann keinesfalls als »Funktionserforder­
nis« des öffentlichen Dienstes nach dem Grundgesetz gerechtfertigt werden. Die vom
Grundgesetz der Verwaltung zugeschriebene Aufgabe, die Gesetze auszuführen, be­
gründet keine über die Pflicht zur Erfüllung der übertragenen konkreten dienstlichen
Aufgaben hinausgehende Pflicht zur »Staatstreue«.
Der Versuch einer Abschneidung des Rechts zur Teilnahme am demokratischen politi­
schen Prozeß durch die Vereinnahmung des Beamten für den »Staat« steht vielmehr dem
Grundgesetz entgegen: »Alle solche Ausgrenzungen aus der Gesellschaft sind Grund­
rechtsverl~tzungenund Verstöße gegen das durch die Sozialstaatsklausel generalisierte
Demokrattegebot des Grundgesetzes, das verbietet, Bürger zu verstaatlichen, um sie zu
~ntrechten.« (vgl. Ridder, Soziale Ordnung) Eine »Staatstreue«-pflicht des Beamten, die
In der obe.n beschriebenen Weise neben oder gar über dessen Pflicht zur Verfassungstreue
g~stellt WIrd, kann daher unter der Geltung des Grundgesetzes nicht akzeptiert werden.
Emem unbefangenen Betrachter dürfte der Umstand befremdlich erscheinen daß sich
Herr Peter durch die Ausübung verfassungsmäßiger Rechte in Widerspruch z~r Verfas­
sung.bzw. zu~ Beamtenrecht setzen soll bzw. daß die Pflicht zur Verfassungstreue den
VerZicht auf dIe Wahrnehmung von Rechtspositionen beinhalten soll, die diese Verfas­
sung sel?st einräumt. Ein solches Ergebnis ist nur erzielbar, wenn dem Grundgesetz die
EntscheIdung für zwei unterschiedliche Grade der Verfassungstreue unterstellt wird:
Vom »normalen« Staatsbürger verlangt es die von den Verfassungsinstituten wie Art. 18,
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9 Abs. 2, 21 Abs. 2 und 139 GG konstituierte Verfassungstreue, vom Beamten dagegen
eine » besonders qualifizierte« Verfassungstreue. •
»Rechtsstaatliche Verhältnisse werden auf den Kopf gestellt, wenn die Beamtengesetze und
der durch sie ausgefüllte Art. 33 GG statt im Lichte des Grundgesetzes interpretiert, durch
interne Absprachen der Exekutive für innenpolitische Auseinandersetzungen zugerichtet
werden«, bemerkt Battis (JZ 72, 384) im Hinblick auf den Ministerpräsidentenbeschluß
vom 28.1. 1972. Der gesteigerte Verfassungstreuebegriff wird gegen die Ausübung von
Verfassungsrechten mobilisiert. Die Ausübung von Verfassungsrechten wird so beim Be­
amten zum Dienstvergehen. Möglich allerdings nur über den »Kunstbegriff« der »verfas­
sungsfeindlichen Gesinnung«. Legale politische Betätigung im Rahmen des grundrechtlich
gewährleisteten Freiheitsspielraumes wird zum Anknüpfungspunkt des Vorwurfs man­
gelnder Gewähr der Verfassungstreue qualifiziert, indem ihr eine »verfassungsfeindliche«
Absicht unterstellt wird. Nicht die Legalität des Verhaltens wird geprüft, sondern die Ge­
sinnung. Je nach dem Standpunkt des Beurteilenden - hier der Exekutive -läßt sich legale
Grundrechtsbetätigung scheiden in solche, die den Schluß auf »verfassungsfeindliche Ge­
sinnung« zuläßt und daher mit Sanktionen belegt werden kann sowie in solche, die keine
Zweifel an der »Gewähr« der Verfassungstreue zu erregen vermag.
Die Kompetenzzuweisungen der Art. 18 und 21 Abs. 2 GG und die Verfolgungssperre
vor einem Vereinigungsverbot nach Art. 9 Abs. 2 GG werden gegenstandslos, wenn die
Exekutive in den Besitz der Definitionsmacht gesetzt wird und »auf eigene Faust streit­
bare Demokratie übt«. Die Treuepflicht nimmt den Charakter einer Generalermächti­
gung zur Bestimmung der jeweiligen Reichweite des Grundrechtsschutzes an, die Wahr­
nehmung politischer Betätigungsfreiheiten kann damit von der Hand der Exekutiven, ge­
lenkt durch die gesellschaftlich dominanten Kräfte, kanalisiert und kontrolliert werden.
Geht man allerdings davon aus, daß die Grundrechte des Beamten und insbesondere die
Differenzierungsverbote der Art. 33 Abs. 2 und 3 und Art. 3 Abs. 3 GG der Annahme
einer Regierungstreuepflicht entgegenstellen und überdies selbst zu den wesentlichen Be­
standteilen der Verfassung zählen, kann schwerlich ein Widerspruch zwischen Verfas­
sungstreuepflicht und der aktiven Inanspruchnahme der Grundrechte gesehen werden.
Keine Wirkkraft können unter dem Grundgesetz solche Prinzipien wie die persönliche
Treuebindung des Beamten an einen Monarchen, »Führer« oder ein von den verfas­
sungsmäßigen Grundentscheidungen abgehobenes Staatswesen entfalten, allein die For­
derung nach Treue gegenüber der Verfassung kann vor dem Grundgesetz Anerkennung
finden. Als »hergebrachte Grundsätze« mit Fortgeltung unter dem Grundgesetz werden
zu Recht die in Art. 130 Abs. 2 WRV gewährleistete Freiheit der politischen Gesinnung
und die Vereinigungsfreiheit genannt.
Auf den ersten Blick liegt es nahe, eine besondere politische Treuepflicht der Bestimmung
des § 52 Abs. 2 BBG unmittelbar zu entnehmen. Es gibt Fälle, in denen die Interpretation
dieser Bestimmungen zu keinem Zweifel Anlaß gibt. Die Beamten sind bei ihrer Tätigkeit
an eine Reihe von beamtenrechtlichen Pflichten gebunden, die im Diensteid summarisch
zusammengefaßt und in Art. 20 Abs. 3 GG ihre verfasungsrechtliche Ermächtigungs­
grundlage finden.
Es ist denkbar, daß ein Beamter diese ihm obliegende Pflicht verletzt oder sich bei der Er­
füllung seiner dienstlichen Pflichten nicht genügend bewährt (§ 32 Abs. 1 in Verbindung
mit § 31 Abs. 1 N r. 2 BBG). In diesen Fällen wäre es denkbar, daß sich ein Beamter für
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seine mangelnde Bewährung auf seine politischen Anschauungen .beruft, die ihm eine
loyale Pflichterfüllung unmöglich machten.

Die Bestimmung des § 52 Abs. 2 BBG stellt in wünschenswerter Deutlichkeit außer
Zweifel, daß zur Rechtfertigung der Verletzung konkreter dienstlicher Obliegenheiten
nicht hilft, sich auf die politischen Anschauungen zu berufen, auch wenn sie gemäß § 8
Abs. 1 Satz 2 BB~ als solche nicht diskriminiert werden dürften. Liegt ein Kausalzu­
sammenhang ZWischen schuldhafter Verletzung konkreter dienstlicher Obliegenheiten
bzw.. mangelnder Bewährung auf der einen Seite und der politischen Anschauungen des
Bediensteten auf der anderen Seite vor, so entlastet das nicht. Dieser Umstand kann dem
Beamten zum Vorwurf gemacht werden. § 52 Abs. 2 BBG verdeutlicht im Blick auf § 8
~bs. 1. Satz.2 BBG n~ch einn~al, daß alle öffentlichen Bediensteten verpflichtet sind, alle
Ihre dienstlIchen OblIegenheIten loyal auszufüllen und insbesondere die Verfassung und
alle geltenden Gesetze zu wahren.

§ 52 ~bs. 1 Satz 2 BBG kann aber nicht die Funktion haben, in Fällen, in denen ein Beam­
ter seme verfassungs- und beamtenrechtlichen Handlungspflichten nicht verletzt, son­
dern gerade loyal erfüllt, einen selbständigen Pflichtentatbestand zu schaffen der sich
mangels der V~rwerfbarkeitkonkreter Pflichtenverstöße oder mangelnder B:währung:
dann nur auf emen Gesinnungstatbestand beziehen könnte.
1?er V?rwurf schuldhafter 1?iens~pflichtverletzungoder mangelnder Bewährung gegen­
uber emem Beamten, der seme DIenstpflichten ausweislich aller dienstlichen Beurteilun­
gen tadellos und loyal erfüllt, ist nicht nur logisch anstößig, er widerspricht auch unserer
Rechtsordnung.

Würde man aus § .52 Abs. 2 BBG einen von den konkreten dienstlichen Obliegenheiten
abgehobenen Gesmnungstatbestand schaffen, dann würde eine bei juristisch korrekter
Inteq~retatlOnvermeidbare Kollision mit den ausdrücklichen verfassungs- und beamten­
rechtl~chen ~erboten der Diskriminierung politischer Anschauungen (§ 8 Abs. 1 Satz 2
BBG l.V. mit Art. 33 Abs. 2 und Art. 3 Abs. 3 GG) eintreten.
Ein solcher.Gesin?ungstatbestand.würde, im Rahmen des Disziplinarrechts, außerdem
gegen den emdeutIg erkennbaren Smn des § 77 Abs. 1 Satz 1 BBG verstoßen, wonach ein
ße~mter nur dann ein Dienstvergehen begeht, wenn er schuldhaft eine ihm obliegende
PflIc~tverletzt. Welcher Schuldvorwurf soll aber gegen einen Beamten erhoben werden,
der eme Auffass.ung vertritt, die, auch wenn sich das der Dienstvorgesetzte nicht ganz er­
klaren kann, mit der loyalen Erfüllung aller dienstlichen Obliegenheiten vereinbar ist.
Würde e.in bloßer Gesinnungstatbestand, zumal hier Fehlinterpretationen und unge­
rechtfertIgte Un~erstellungenpsychologisch sehr wahrscheinlich sind, die Eignung eines
Beamten ausschlIeßen, so würde der Rahmen zerstört, den die Fixierung der Disziplinar­
tat.bestände auf schuldhafte Dienstpflichtverletzungen gerade ziehen will.
Wie. soll de: Beamte seine politischen Anschauungen als schuldhafte Verletzung seiner
OblIeg~nheltenerkennen können, wenn er im Rahmen der Eigenständigkeit seiner Per­
son, semer Gedanken-, Gewissens-, Meinungs- und Weltanschauungsfreiheit unter An­
spa?nung aller seiner Erkenntniskräfte sich eine eigene Meinung bildet, ohne daß diese
~emung zur Verletzung der dienstlichen Obliegenheit führt? Man müßte schon einen
I1Icht ausr~umbaren Verbotsirrtum konstruieren, der sich nur auf die Motivationssphäre
l~cz,eht, die Sphä:e der dienstlichen Obliegenheiten nicht berührt und mit einer loyalen
hfullung der PflIchten des Amtes vereinbar ist.
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Das grundrechtliche Verbot des Staates, irgend jemanden nach seinen politischen An­
schauungen zu diskriminieren, findet in Art. 33 Abs. 2 GG eine auf den Zugang zu den
öffentlichen Ämtern zugeschnittene Konkretisierung, konsumiert aber die Rechte des
Art. 3 Abs. 3 GG nicht:

»Aus Art. 33 Abs. 2 und Abs. 3 ergibt sich, daß die durch Art. 3 Abs. 3 verpönten Unterschei­
dungsmerkmale auch aus dem öffentlichen Dienstrecht verbannt sind. Kein Angehöriger des öffent­
lichen Dienstes darf daher wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Spra­
che, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen und politischen Anschauungen
benachteiligt oder bevorzugt werden .•• (Karl Hermann Ule, Offentlicher Dienst, in: Better­
mann/Nipperdey (Hg.), Die Grundrechte, Band IV 2, Berlin, Duncker + Humblot 1962, S. 626f.)

Dem Beamten werden verschiedene Kandidaturen zur Kommunalwahl in Stuttgart und
zur Landtagswahl in Baden-Württemberg vorgeworfen. Eine Kandidatur auf der Li.ste
einer nicht verbotenen Partei kann niemals ein Dienstvergehen darstellen. Man muß SIch
fragen, ob bei der Disziplinarbehörde Klarheit über den Charakter allgemeiner, freier
und gleicher Wahlen, wie sie die Art. 26 und 29 Landesverfassung Baden-Württe~berg

für die Landtagswahl und Art. 72 Landesverfassung Baden-Württemberg für die Ge­
meinderatswahlen gebietet, besteht.
Der Grundsatz der freien Wahl verlangt, daß der Wähler sein Wahlrecht ohne Zwang und
sonstige unzulässige Beeinflussung von außen ausüben kann (BVerfGE 3, 49f.). Es muß
ihm also erlaubt sein, auch in der Offentlichkeit bekanntzugeben, daß er für die Wahl ei­
ner bestimmten Partei eintritt. Dies ist aber nicht mehr gewährleistet, wenn er durch seine
Wahlunterstützung das Risiko eingeht, einen Beruf nicht ausüben zu können bzw. ent­
lassen zu werden. Auch der Grundsatz der allgemeinen Wahl, der besagt, daß allen Par­
teien die Beteiligung an der Wahl möglich sein muß, wird eingeschränkt, wenn Mitglieder
oder Nichtmitglieder aufgrund ihrer Kandidatur für eine Partei Nachteile angedroht be­
kommen bzw. sie Nachteile erleiden.
Ebenso wird der Grundsatz der gleichen Wahl außer Kraft gesetzt. Dieser gewährt den
Parteien das Recht auf Gleichbehandlung im Bereich der Wahlen. Dabei handelt es sich
bei dem Gebot der gleichen Wahl bezogen auf die Einzelbewerber um eine Konkretisie­
rung des allgemeinen Gleichheitsgebots und Willkürverbots aus Art. 3 GG. Entspre­
chend findet sich in Art. 48 Abs. 2 GG in Ergänzung zu Art. 38 GG das Verbot, jeman­
den wegen einer Wahl zum Bundestag zu entlassen; Art. 29 Abs. 2 der Verfassung des
Landes Baden-Württemberg erstreckt dieses Verbot auf die Wahl zum Landtag und § 32
Abs. 2 der Baden-Württembergischen Gemeindeordnung in Konkretisierung des Art. 72
Landesverfassung Baden-Württemberg schließlich auf die Wahl zum Gemeinderat.
Dies entspricht nicht nur dem Charakter des Gemeinderatsmandats als eines Ehrenamtes,
das nur in Ausnahmefällen abgelehnt werden darf, sondern soll insbesondere gewährlei­
sten, daß das passive Wahlrecht unter gleichen Voraussetzungen und in freier Entschei­
dung ausgeübt werden kann. Ein Wahlbewerber ist in seiner Entscheidung, sein passives
Wahl~echt auszuüben, jedoch nicht mehr frei und seinen Mitbewerbern gleichgestellt,
wenn er deswegen mit seiner Entlassung rechnen muß. Aus diesem Grund kann eine
Kandidatur auf einer DKP-Liste bei öffentlichen Wahlen eine Entlassung aus dem öffent­
lichen Dienst nicht rechtfertigen.
Es steht dem Beamten selbstverständlich frei, Wahlkampf zu betreiben und für seine
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Wahl zu werben. Wenn er sich hierzu der DKP-Betriebszeitung bedient, dieser ein Inter­
view gibt und sich vorstellen läßt, muß dies sanktionslos bleiben. Richtigerweise sind
leshalb dem Beamten auch damals von seiten des Dienstherrn keine Vorhaltungen ge­

macht worden.
Nicht ersichtlich ist, warum dem Beamten Studienfahrten in die DDR zum Vorwurf ge­
macht werden (vgl. V 13 Anschuldigungsschrift) und inwieweit darin ein Dienstvergehen
liegen soll. Ausweislich der Anhörung beim Sicherheitsreferat am 25. 8. 1977 hat der Be­
nmte alle Reisen in die DDR ordnungsgemäß angemeldet. Bedenken gegen die Reisen
wurden von der OPD keine angemeldet. Hinsichtlich der Reise nach Dresden hat der Be­
;lm.te ausweislich des Vernehmungsprotokolls in der Voruntersuchung vom 30. 3.1978
cl ie Einladung der Amtsleitung der OPD vorgelegt. Er hat dann über die Fahrt weisungs­
gemäß über das Referat 17 der OPD berichtet.
Es ist schon bemerkenswert, daß solche von der OPD genehmigte Reisen in einer An­
~ huldigungsschrift angeführt werden. Sollten sie von disziplinarrechtlicher Relevanz
5 in, hätte der Beamte schon damals (1970! bzw. 1974) einen entsprechenden Hinweis er­
halten müssen. Dieser Hinweis ist ausgeblieben. Der Dienstherr verletzt seine Fürsorge­
pflicht gegenüber dem Beamten in schwerwiegender Weise, wenn er nach 9 bzw. 5 Jahren
f.; 'rade diese Reisen dem Beamten vorwirft.
I':s sei darauf verwiesen, daß die dem Beamten vorgeworfene Pressetätigkeit (vgl. V 11
lind V 12 Anschuldigungsschrift) ebenfalls bereits 9 bzw. 5 Jahre zurückliegt. Insoweit
Ailt das unter Ziffer 10 ausgeführte. Weiter ist die Pressetätigkeit des Beamten von Art. 5
JG gedeckt.

In Fällen politischer Meinungsäußerung gelten die Schranken des Art. 5 Abs. 2 GG.
Strafrechtliche Normen und beamtenrechtliche Handlungsgrenzen (Neutralität und Zu­
rlickhaltung) kommen zwar als Grenzen in Betracht, sind aber im vorliegenden Falle
nicht verletzt. Eine überschreitung der Handlungsgrenzen wird dem Beamten auch nicht
zum Vorwurf gemacht.
I ie Meinungsäußerungen des Beamten sind daher auch rechtlich erlaubt.
Etwas anderes könnte nur gelten, wenn § 52 Abs. 2 BBG als selbständiger Tatbestand
Vorschriften über eine jenseits der loyalen Pflichterfüllung liegende Gesinnung enthielte.
Das kann aber, aus den oben dargelegten Gründen, nicht sein.
In der Anschuldigungsschrift wird festgestellt, daß sich der Beamte zu den Theorien von
Marx, Engels und Lenin bekennt. Eine disziplinarrechtliche Relevanz dieser Feststellung
ist nicht ersichtlich.
Im Gegensatz zu der den Schranken der allgemeinen Gesetze unterliegenden Meinungs­
freiheit, sind die Garantien der Freiheit der Wissenschaft unbeschränkt.
Art. 5 Abs. 3 GG garantiert die Freiheit der Wissenschaft und ist, nach seinem Wortlaut,
nicht primär ein Recht des Personals in Hochschulen und Forschungsinstituten. Die Ver­
fassung greift, indem sie die Freiheit der Wissenschaft garantiert, in alle Rechtsverhält­
nisse ein, die sich direkt oder indirekt mit Wissenschaft und Forschung befassen. Sofern
diese Freiheit nicht aus anderen, hier nicht ersichtlichen Gründen eingeschränkt werden
kann, müssen staatliche Instanzen diese Freiheit respektieren.
Hier handelt es sich um wissenschaftliches Bemühen um Erklärung geschichtlicher, so­
zialer, politischer und ökonomischer Strukturen, das den Beamten in seiner Freizeit als
Bürger beschäftigt. Andere Schranken sind im Rahmen des Art. 5 Abs. 3 nicht sichtbar.
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Das Bundesverfassungsgericht hatte sich im KPD-Urteil gehütet, irgendein Urteil über
den wissenschaftlichen Wert der von Marx begründeten und inzwischen vielfältig weiter­
entwickelten Theorie abzugeben. Es hat erklärt, daß die Theorie des Marxismus nicht

Gegenstand des Verfahrens sei. '
Der Beamte kann sich also darauf berufen, daß die Theorie, die er vertritt, der Beurtei-
lung staatlicher Instanzen nicht unterliegt. Es kann von hieraus eine Verletzung von
Treueverpflichtungen überhaupt nicht gefolgert werden.
Im Nachtrag zur Anschuldigungsschrift wird unter Ziffer III. 1. die Behauptung aufge­
stellt, der Beamte hätte an der Kreisdelegiertenkonferenz der DKP am 15. 4. t978 teilge­
nommen. Diese Behauptung wird nach wie vor bestritten.
Die Behauptung stützt sich lediglich auf den Zeugen des Verfassungsschutzes, eine~
Zeugen vom Hörensagen. Für die Glaubwürdigkeit eines solchen Zeugen soll es ausreI­
chen, daß er bekundet, keinen Anlaß zu sehen, an der Richtigkeit der Angaben des un­
mittelbaren Zeugen zu zweifeln. Zudem läßt sich im protokoll der Vernehmung des Zeu­
gen des Verfassungsschutzes vom 12. 6. 1979 entgegen der Behauptung in der Anschuldi­
gungsschrift keine Aussage darüber finden, daß der Kontaktmann an der Versammlung

teilgenommen hat.
Demgegenüber konnte die von der Verteidigung benannte Zeugin bestätigen, daß der Be-
amte am 15.4. 1978 wegen Krankheit die Wohnung nicht verlassen hat.
Die im Nachtrag zur Anschuldigungsschrift unter Ziffer 1. 1. aufgestellte Behauptung ist
daher nicht erwiesen. Im übrigen stellt es kein Dienstvergehen dar, wenn ein Beamter,
wie oben dargestellt, in einer legalen Partei sich in Parteiämter wählen läßt und diese aus-

übt.
a) Der Nachtrag zur Anschuldigungsschrift stellt auf Seite 4 die Behauptung ~uf: ~Dem
Beamten ist bekannt, daß die DKP, der er angehört und für die er fortgesetzt tätig wird, m
ihren Zielsetzungen gegen das Grundgesetz gerichtet ist und deshalb von den Gerichten
und staatlichen Organen als verfassungsfeindliche Partei eingestuft wird.« Wie der Bun­
desdisziplinaranwalt zu dieser Erkenntnis gekommen ist, ist aus dem bisherigen Verfah­
ren nicht nachvollziehbar. Das Ergebnis der Vorermittlungen und der weiteren Verneh­
mungen des Beamten wird auf den Kopf gestellt. Der Beamte hat wiederholt betont (vgl.
Protokoll der Anhörung beim Sicherheitsreferat vom 25. 8. 1977; Niederschrift vom
30. 3. 1978, S. 4; Niederschrift vom 10. 4. 1978, S. 2; Niederschrift vom 26.4. 1978, S. 2
und 3; wesentliches Ergebnis der Vorermittlungen vom 2.6. 1978, S. 3 ff.; Niederschrift
vom 7. 7. 1978, S.2 und 3; zuletzt Niederschrift vom 26.6. 1979), daß nach seiner
Kenntnis und nach seiner Ansicht die Ziele der DKP nicht im Widerspruch zum Grund-

gesetz stehen.
b) Es ist nun in der Tat so, daß es schlichtweg unverständlich ist, wenn die Verwendung
des Begriffes »revolutionär« im Parteiprogramm der DKP gegen Art. 20 des Grundgeset­
zes verstoßen soll. Eine nähere Begriffsbestimmung von »revolutionär« ist unterblieben,
geschweige denn eine Bestimmung des Begriffes aus marxistischer Sicht. Genausowenig
wurde es für nötig erachtet, darzulegen und zu begründen, warum die Verwendung des
Begriffs »revolutionär« gegen das Grundgesetz, insbesondere Art. 20 GG verstoßen soll.
Dem Beamten war es allein deshalb nicht möglich, sich näher dazu zu äußern,
Offen ichtlich ist jedoch, daß den zitierten und verlesenen Stellen, wie z. B. »Die Deut­
sche Kommunistische Partei ist die revolutionäre Partei der Arbeiterklasse der Bundesre-
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publik I?eutschland« oder »Der Sozialismus, diese grundlegend neue Gesellschaftsord­
nun~., dl.e auf der revolutionären überwindung der kapitalistischen Macht- und Besitz­
verhaltnISSe aufbaut, kann nur das Ergebnis des Wollens und HandeIns der Arbeiterklas­
se, der Volksmasse~sein«, eine Ausdeutung untergeschoben wurde, die unformuliert das
vorgefaßte Ergebms rechtfertigen soll. Der Beamte kann sich jedoch nicht äußern wenn
unbestimmt bleibt, zu was. '
Man muß sich fragen, ob in der Untersuchung der Begriff »revolutionär« im populären
Sprachgebrauch verwendet wurde und damit mit diesem Begriff nur die Vorstellung eines
~ufstandes gegen Gesetz und Ordnung verstanden worden ist, der in der Regel mit phy­
SIScher Ge:va~tanwendu~g gegen Personen und Sachen einhergeht. Für die Auseinander­
setzung ~It ~me~ Partelprogra~m,das. den Anspruch erhebt, wissenschaftlich begrün­
det zu sem, Ist e.me sol~he ~egnffsbestlmmung untauglich und unzulässig.
~m wlssenschafthc.hen Smne Ist Revolution allgemein als grundlegende, umfassende Ver­
anderung (" U~walzung«) gesellschaftlicher, damit auch staatspolitischer Verhiiltnisse
aufzufassen. Die Art und W~lse des Vollzugs kann vielfältiger Natur sein, er kann damit
auch ohne Anwendung phYSischer und psychischer Zwangsgewalt vor sich gehen. Theo­
~?r Maunz: »Jede Rechts?rdnung ist in dem Sinne >revolutionären< Ursprungs, als sie

Icht nach Maßg~be und m den Formen der unmittelbar vorangegangenen Rechtsord­
nung entstanden Ist« (Deutsches Staatsrecht, München seit 1951 in vielfacher Ausgabe
§ 9,2). "
Im G~gensatz zur Rechtsordnung ?es N~-Staates besaß mithin auch die Verfassungsge­
bung Im Deutschlan~. der Nachknegszelt revolutionären Charakter. (Maunz ebd. be­
tre.ffs Verfassungsschopfung durch das Volk: »Es gibt keine Mitwirkung anderer Organe
bel der Verfassungsgebu~gneben dem Volk, und es gibt keinen Instanzenweg für die
Verfassungsgebung. Zweifellos erhält die verfassungsgebende Gewalt dadurch einen re­
volutionären Charakter ...«)
"Der Revol~tion~begrifffindet in der marxistisch-leninistischen Philosophie nicht nur in
bezug auf die s~Zlale Revolution (als der wichtigsten Bedeutung dieses Begriffs) Anwen­
dung, son?ern m be.zug auf andere ge ellschaftliche Entwicklungsprozesse, z. B. die wis­
.\ n chafthch-techmsche Entwickl~ng, die.Entwicklung der Ideologie, die Entwicklung
d.er Wlssensch~ften u. a.« (vgl. Philosophisches Wörterbuch, 1970, S. 949).
J'ur Marx gehoren Revolutlonen unabdingbar zum Prozeß der Geschichte nicht etwa
l1ur der neuesten Geschichte: '

.~uf einer gewissen Enrwicklungsstufe geraten die materiellen Produktivkräfte der Gesellschaft in
Wlderspr~ch zu ~en vorhandenen Produktionsverhältnissen oder, was nur ein juristischer Aus­
11, uc~ dafur 1st, mit den EIgenrumsverhältnissen. Aus Entwicklungsformen der Produktivität schla­
I\l'~ diese V~rhältnisse in ,Fesseln derselben um. Es tritt dann eine Epoche sozialer Revolution ein.
M11 ~er Veranderung der okonomlschen Grundlage wälzt sich der ganze ungeheuere (juristische und
1'llll1lsche) überbau Jeweils langsamer oder rascher um.- (Einleitung zur .Kritik der politischen
( lkonomle«)

Na .~ Mar~ ist die Geschichte e,ine Geschichte von Klassenkämpfen. Der Begriff» Klasse«
IIn.. IOn emer Großgrup?e mit ~eso~deren ökonomischen Interessen wurde übrigens
111. ht erst von Marx ger.ragtj er laßt ~Ich ~us der römischen Antike herleiten. Als Träger
dll l1euen ProduktIvkrafte wenden Sich die unterdrückten Klassen gegen die herrschende
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Klasse die die überlebten Produktionsverhältnisse, besonders mit Hilfc dcr Staat. gc~valt,
verteidigt. In der Gesellschaft des ~apitalismu~si~d die beide.n Hauptkla~~~n, dlc.cll1an­
der in grundlegendem Widerspruch (antagonIstisch) gegen~berste~len, dl~ Klas~c d.es
Großkapitals (Bourgeoisie) und die Arbeiterklasse (Proletanat). ~Ie !<:rbCltcrklas c I t
dadurch gekennzeichnet, daß sie als Gruppe von Lohnarbeitern ke,.n E.lgentum ~n Pro­
duktionsmitteln besitzt und zu ihrer Existenzerhaltung gezwungen Ist, Ihre Arbeitskraft

an die Kapitalistenklasse zu verkaufe~. .....
Von da aus ist zu verstehen, daß sich die DKP als "revolutlonare Partei der Arbeiterklasse

der Bundesrepublik Deutschland« bezeichnet.
Ferner erklärt die Partei in ihrem Parteiprogramm auf S. 5:

_Grundanliegen der DKP ist es, die Interessen der großen ,M.ehrheit unser~s Volkes - der Arbeiter­
klasse, der Bauern, der Intelligenz und der anderen Werktatlgen - gegen die Macht und das ProfIt­
streben des Großkapitals zur Geltung zu bringen und durchzusetzen .•

Damit drückt die DKP aus, daß sie sich zwar als Exponent einer Klasse versteht, daß s.~e
darüber hinaus sich jedoch für die Interessen auch anderer Teile des deutschen Volkes, fur

die Interessen der großen Mehrheit, einsetzen ,:ird. .
Allein aus diesen wenigen überlegungen heraus Ist klar, daß dl.e "festgestellte Tatsache«
revolutionär nicht auf Zielsetzungen der DKP schließen läßt, die gegen das Grundgesetz

gerichtet sein könnten. . ..' .'
c) Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß auch dIe u~n.ge? Begnffe, die als
"Tatsachen« festgestellt worden sind, nach Ansicht des Bundes~ls~lphnaranwaltskom­
munistische sind und schon allein deswegen als verfassungswIdrIg bzw. :erfassungs­
feindlich bezeichnet werden. Eine solche Betrachtungsweise ist rechtlich nIcht haltbar.
Das Landgericht Flensburg hat hierzu in dem Einziehungsverfahren betreffend den .~nt­
wurf des Programms der Kommunistischen Partei Deutschlands zu Recht ausgefuhrt:

»Keiner der verwendeten Begriffe ist bereits vom Ursprung her mit einem, verfassungswi~ri~en In­
halt ausgestattet. Gerade weil die Begriffe ,Sozialismus<, :Marxismus<, ,Lel1ll1lsmus<, ,Kapltahsmus<,
,Diktatur des Proletariats< und andere, wie sie mehrfach 111 dem Programmentwurf benutzt werden,
zu verschiedenen Zeiten und von verschiedenen Aspekten mit verschiedenen Inha.lten versehen wer­
den können und versehen worden sind, verlangt eine strafrechtliche Sanktion die sichere ~eststel­
lung, ob im vorliegenden Fall einer der im Entwurf enthaltenen Begriffe - für einen verst,ändlgen Le­
ser- tatsächlich mit einem verfassungsfeindlichen Inhalt versehen worden ISt. Auch da~,r gelten d~e
strengen Maßstäbe strafrechtlicher Sachverhaltsfeststellungen« (vgl. LG Flensburg, Kntlsche JUStiZ

1971, S. 434).

In einem Disziplinarverfahren, das allein die Mitgliedschaft in einer ange~lich verfas­
sungsfeindlichen Partei als Diens~vergehen mit d.er E?tfernung aus d~m DIenst ahnden
will, wäre zu erwarten, daß zummdest ansatzweise dIe vom LandgerIcht Flensburg ge­
forderte »sichere Feststellung« getroffen wird. Abgesehen davon, daß solc~~Feststellun­
gen wegen der fehlenden Kompetenzzuweisung nicht getroffen wer~en durfe~, hat der
betroffene Beamte das Minimalrecht zu erfahren, was denn nun an diesen BegrIffen ver-

fassungsfeindlich sein soll. . ' . .
Herausgegriffen sei noch die Feststellung des Begnffes »polltlsch~Herrschaft der ArbeI-
terklasse«. Im Programm der DKP heißt es dazu auf S. 59 zweiter Absatz:
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.Die sozialistische Gesellschaftsordnung setzt die Erringung der politischen Macht durch die Arbei­
terklasse im Bündnis mit den anderen Werktätigen voraus.'

Auf der S. 59 erster Absatz ist das Ziel der DKP bestimmt, nämlich:

.Das Ziel der Deutschen Kommunistischen Partei ist der Sozialismus.•

Auf S. 60 oben kennzeichnet die DKP dieses Ziel näher:

.Auch in der Bundesrepublik wird die sozialistische Gesellschaft gekennzeichnet sein durch ihre
grundsätzlichen Merkmale: durch die politische Ma ht der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten,
durch das gesellschaftliche Eigentum an den Hauptproduktionsmitteln und ihre planmäßige Nut­
zung im Interesse des Volkes.«

Zum Ziel Sozialismus hat das Landgericht Flensburg (a.a.O.) ausgeführt:

-Der Sozialismus ist eine im Gegensatz zur liberalen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung des
19. Jahrhunderts (Liberalismus) entstandene Bewegung, die die Gesellschaft und das allgemeine
Wohl gegenüber dem Individuum (Individualismu )stärker oder ausschließlich zur Geltung bringen
will. Bei den verschiedenen Deutungen, die dieser Begriff im Laufe der Geschichte gefunden hat, ist
seinen unterschiedlichen Ausprägungen eines gemeinsam, und zwar die Beschränkung oder Aufhe­
bung der freien Verfügbarkeit über das Eigentum und insbesondere über die Produktionsmittel im
Interesse der Allgemeinheit oder sozial benachteiligter Schichten. Da für die Wirtschaftsordnung
der Bundesrepublik Deutschland, soweit sie im Grundgesetz überhaupt einen Niederschlag gefun­
den hat, keine Form vorausbestimmt ist, erscheint der Sozialismus als solcher mit einer freiheitlichen
Demokratie im Sinne des Grundgesetzes nicht unvereinbar..

Anzufügen ist nur noch der Wortlaut des Art. 15 GG (Sozialisierung):

.Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der Vergesellschaf­
tung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in
andere Formen der Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung gilt Art. 14 Abs. 3
Satz 2 und 4 entsprechend.•

Art. 15 GG enthält die Anleitung und die Ermächtigung, wie solche Maßnahmen durch­
zuführen sind, nämlich durch Gesetz. Gesetze werden vom Bundestag verabschiedet,
wenn sich die dafür notwendige Mehrheit findet, das heißt im konkreten Fall muß sich die
Mehrheit der Bevölkerung, also die Arbeiterklasse und ihre Verbündeten, für ein solches
Gesetz entscheiden und Vertreter in den Bundestag schicken, die dann ein solches Gesetz
beschließen. Unbestreitbar kann dann von der politischen Herrschaft der Arbeiterklasse
und ihrer Verbündeten gesprochen werden als Voraussetzung für die Errichtung des So­
zialismus, der als weiteres Merkmal nach Ansicht der DKP das gesellschaftliche Eigen­
tum an den Hauptproduktionsmitteln besitzt. Inwieweit dadurch Grundrechte unserer
Verfassung in Frage gestellt werden, bleibt unerfindlich, da dieses Grundgesetz genau
diese Möglichkeiten vorgibt.
Zudem stellt die DKP in ihrem Programm auf S. 6 ausdrücklich fest:

.Die DKP teilt den Stolz der arbeitenden Menschen unseres Landes auf ihre großen Aufbauleistun­
gcn, auf die sozialen und demokratischen Errungenschaften, die sie gegen die Reaktion erstritten ha­
ben. Die DKP wirkt auf dem Boden des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. Sie be­
kennt sich zu seinen demokratischen Prinzipien. Sie verteidigt es entschieden gegen alle Anschläge
der Reaktion. Entsprechend seinem Auftrag wirkt sie aktiv bei der politischen Willensbildung des
Volkes mit.•
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Nimmt man nun die Aussagen des Beamten im bisherigen Verfahren:

-Seines Erachtens stehe die Partei DKP z. Z. auf dem Boden der freiheitlich-demokrati,chen
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes, wie sie das Bundesverfassungsgericht anläßlich ,einer
Entscheidung über das Verbot der rechtsextremistischen Reichspartei definiert hat. Etwas anderes
habe er bei seiner Parteiarbeit nicht erkennen können. Er selbst stehe ebenfalls auf dem Boden Jieser
freiheitlich-demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes. (Vernehmung vom 30. 3.
1978, S. 4) .
• Es ist mir nicht verständlich, daß man - soweit ich es ideologisch beurteilen kann- die DKP als eine
Partei bezeichnet, die nicht auf dem Boden des Grundgesetzes steht ... Ich bekenne mich auch voll
und ganz zur Gewaltenteilung, zum Mehrparteiensystem und zum freien Wahlrecht. (Vernehmung
vom 10.4. 1978, S. 2).
• Ich wiederhole, daß ich jede Diktatur, gleich ob sie von rechts oder von links kommt, ablehne«
(Vernehmung vom 26.4. 1978, S. 2).

Hinzu wird deutlich, daß der Beamte aus seinem Erkenntnisstand und aus seinen Erfah­
rungen zu Recht keinen Anlaß hat, sich von Zielsetzungen zu distanzieren, die nicht als
verfassungswidrig festgestellt sind. Es besteht keine Veranlassung für den Beamten, sich
der Meinung irgendwelcher Gerichte oder Behörden anzuschließen, die die DKP als ver­
fassungsfeindliche Partei ansehen, weil sie dieser Partei Ziele unterstellen, die im Partei­
programm der DKP jedenfalls für einen verständigen Leser nicht enthalten sind und die
der Beamte in seiner politischen Betätigung nicht verfolgt und die seiner Erfahrung nach
auch nicht von der DKP verfolgt werden.
Aus all dem folgt, daß sowohl aus rechtlichen als auch aus tatsächlichen Gründen dem
Beamten ein Dienstvergehen nicht zum Vorwurf gemacht werden kann.
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